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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 12 

 

Stichwort: Ausreichende Landesmittel für das Projekt „housing first“ zur 

Überwindung von Wohnungslosigkeit 

 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Mieterverein Stuttgart und Umgebung e. V. 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Landesregierung auf, bei der 1 

zur Überwindung der Wohnungslosigkeit im Koalitionsvertrag vereinbarten Fortfüh-2 

rung von „housing first“ noch in diesem Jahr einen mit mindestens 10.000.000 € jährlich 3 

ausgestatten Fördertopf zur Verfügung zu stellen. Die Mittel müssen den jeweiligen 4 

Kommunen auf Antrag in angemessener, auf die jeweilige Kommune abgestimmten 5 

Höhe, auch ohne eigenen Finanzbeitrag zur Verfügung gestellt werden.   6 

 

 

Begründung:  

1. Verpflichtung aus dem Koalitionsvertrag 

Der Koalitionsvertrag der Landesregierung sieht die Fortführung des erfolgreichen Ansatzes 

„housing first“ vor. Dieses Modell hat sich international und in den bisherigen Modellkommunen 

Baden-Württembergs als wirksames Instrument zur Bekämpfung von Wohnungslosigkeit be-

währt. Die vereinbarte Fortführung muss nun mit der notwendigen finanziellen Ausstattung 

untermauert werden, um die gesetzten Ziele auch tatsächlich zu erreichen. 

2. Unzureichende bisherige Mittel 

Die bisher vom Land bereitgestellten 1,1 Millionen Euro für sechs Modellkommunen in drei 

Jahren sind ein erster Schritt – aber bei Weitem nicht ausreichend. Angesichts der wachsen-

den Zahl von Wohnungslosen und der Komplexität der Herausforderungen können mit dieser 

Summe nur punktuelle Lösungen geschaffen werden. Ein landesweiter, flächendeckender An-

satz erfordert deutlich mehr Ressourcen. 

 



2 

 

3. Finanzielle Überlastung der Kommunen 

Die Kommunen in Baden-Württemberg stehen vor enormen finanziellen Belastungen. Durch 

steigende Sozialausgaben und aktuelle Wirtschaftskrisen fehlen die Mittel, um das Problem 

der Wohnungslosigkeit aus eigener Kraft zu bewältigen. Ohne landesseitige Unterstützung 

können sie die notwendigen Maßnahmen nicht leisten. 

4. Wohnen als Menschenrecht 

Wohnen ist ein Grundbedürfnis und ein Menschenrecht, das im Artikel 11 der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte verankert ist. Wohnungslosigkeit entzieht Menschen nicht nur 

ein Dach über dem Kopf, sondern auch Würde, Sicherheit und die Chance auf Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben. Der Staat hat die Verantwortung, dieses Recht für alle Bürgerinnen 

und Bürger zu sichern. 

5. Zunahme der Wohnungslosigkeit durch wirtschaftliche Herausforderungen 

Die aktuellen wirtschaftlichen Probleme in Baden-Württemberg – von steigenden Mieten und 

Energiekosten bis hin zu Arbeitsplatzunsicherheiten – verschärfen die Wohnungsnot weiter. 

Prognosen zeigen, dass die Zahl der von Wohnungslosigkeit bedrohten Menschen in den kom-

menden Jahren steigen wird. Ohne gezielte Gegenmaßnahmen droht eine soziale Spaltung, 

die den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft gefährdet. 

6. Sozialer Frieden als gesellschaftliche Priorität 

Die Bekämpfung von Wohnungslosigkeit ist kein Luxus, sondern eine Investition in den sozia-

len Frieden. Wohnungslosigkeit führt zu gesundheitlichen, psychischen und sozialen Folgen, 

die langfristig höhere Kosten für die Gesellschaft verursachen als präventive Maßnahmen. Ein 

Fördertopf von mindestens 10 Millionen € pro Jahr wäre ein starkes Signal der Solidarität und 

ein wichtiger Beitrag zur Stabilisierung des sozialen Gefüges in Baden-Württemberg. 

Fazit: Die Einrichtung eines landesweiten, bedarfsgerechten Fördertopfs ist nicht nur eine 

Frage der Gerechtigkeit, sondern auch der Weitsicht. Sie ermöglicht den Kommunen, ohne 

eigene Finanzbeiträge wirksame Maßnahmen umzusetzen und leistet einen entscheidenden 

Beitrag zur Überwindung von Wohnungslosigkeit. Damit setzt Baden-Württemberg ein Zeichen 

für Menschlichkeit, Solidarität und zukunftsorientierte Politik. 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


